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Rückspiegel

Bo, der mächtigste
Hund der Welt

Die US-Präsidentenfamilie ist auf den
Hund gekommen. Vor Dutzenden von
Kameras sind die Obamas diese Woche
mit dem neuen First Dog im Garten des
Weissen Hauses herumgetollt. Und Ba-
rack Obama liess bei dieser Gelegenheit
verlauten, dass das Tier sogar ins Oval
Office dürfe. Damit ist definitiv klar, wer
in den nächsten vier Jahren der mäch-
tigste Hund der Welt ist: Bo, der sechs
Monate alte portugiesische Wasser-
hund, den der US-Präsident seinen
Töchtern Malina und Sasha während
des Wahlkampfs versprochen hatte. Da-
rüber hinaus konnte der Präsident bei
der Wahl des Hundes unter Beweis stel-
len, dass er delikate Geschäfte mit viel
Fingerspitzengefühl zu lösen weiss. Die
Frage nach der Herkunft oder der Rein-
rassigkeit des Tieres bewegte die Gemü-
ter während Monaten. Die ursprüngli-
che Idee der Obamas, bei einem Züchter
ein Tier zu kaufen, wurde als elitär
bezeichnet. Tierschützer sammelten
50 000 Unterschriften, dass der Hund
aus einem Tierheim kommt. Schliess-
lich gab der Präsident mit den Worten
nach: «Eine Menge Hunde im Heim sind
Mischlinge wie ich.» (fri)

(epa)

Die kostbaren Schuhe des Ministers
Nachdem Regierungsgegner in das für den Asean-Gipfel ge-
sperrte Gelände im thailändischen Pattaya eingedrungen wa-
ren, evakuierten Sicherheitskräfte vor Wochenfrist den thai-
ländischen Aussenminister und dessen Ehefrau. Dass der

Minister und seine Gattin zum Schnellboot getragen wurden,
hat allerdings kaum etwas mit den Eindringlingen zu tun.
Der Grund dafür dürfte vielmehr der Schutz des kostbaren
Schuhwerks der beiden gewesen sein. (zl)

Stimmen aus der Presse zur UBS

Ausgabe vom 16. April
«Oswald Grübel setzt notgedrungen

auf der Kostenseite an und reduziert
gleichzeitig weiter Risiken (...). Keine
zwei Monate nach Amtsantritt ist der
Entscheid zum Abbau der Belegschaft
um nochmals einen Zehntel schon ge-
fallen. Dieser harte Eingriff zielt darauf
ab, den Geschäftsaufwand um 4 Milliar-
den Franken (...) zu senken. (...) Dass
ein solcher Kraftakt auch mit der Aufga-
be einzelner Geschäftsfelder einherge-
hen wird, lässt sich absehen.»

Ausgabe vom 16. April
«Der neue Konzernchef Oswald Grü-

bel sagt es deutlich: ‹Der Weg zurück
zum Erfolg wird lang sein.› Sein Spar-
programm soll nun das bringen, was
Analysten schon vom Vorgänger Marcel
Rohner erwartet hatten: die Anpassung
der Kapazitäten an ein tieferes Ge-
schäftsvolumen. (...) Die Marke UBS ist
schwer angeschlagen. Klare Worte der
Chefs mögen kurzfristig helfen, doch
auf Dauer kann das Vertrauen nur durch
Leistung und Gewinne zurückkommen.»

Ausgabe vom 16. April
«Es gibt für den neuen UBS-Chef

nichts zu beschönigen, denn zu festge-
fahren ist die Bank im Sumpf, in den sie
die alte Garde manövriert hat. (...) Grü-
bel muss rasch kommunizieren, wo
wann wie viele Stellen verlorengehen,
um die Verunsicherung der Belegschaft
im Zaum und ihre Motivation intakt zu
halten. (...) Zentral für die UBS ist auch,
dass sie bald Rückenwind erhält von
den Märkten. Andernfalls dürfte der ak-
tuelle Abbau nicht der letzte sein.»

Ausgabe vom 16. April
«Der Neugeldabfluss von netto 23

Milliarden Franken im ersten Quartal ist
nicht zuletzt die Folge des Vertrauens-
verlusts unter ausländischen Offshore-
Kunden, die ihr Geld bei der UBS in der
Schweiz deponiert haben. (...) Unter
dem Strich steht ein Quartalsverlust von
1,3 Milliarden Euro. Der Personalabbau
wird noch einmal viel Geld kosten.
Die Kapitaldecke der UBS schrumpft
schnell, eine neuerliche Kapitalerhö-
hung scheint nicht ausgeschlossen.»

Gesetze wie
im Mittelalter

Gregor A. Rutz *

Politik und Politiker haben sich in
den vergangenen 500 Jahren wenig
geändert: Schon im mittelalterlichen
Zürich war der Ruf nach neuen Ge-
setzen allgegenwärtig. So erliess der
Zürcher Rat im Oktober 1670 ein
Rauchverbot, um die schädlichen
Folgen des Tabaks zu bekämpfen.
Da dieses Gesetz nicht durchsetzbar
war, wurde das Verbot bereits 1700
wieder gelockert. Ab 1756 war das
Rauchen in Zürich wieder erlaubt.
Dass die Zürcher Stimmbürger im
September 2008 wiederum über ein
Rauchverbot abstimmten, gehört zur
Ironie der Geschichte. Auch die «mo-
dernen» Präventionsprogramme des
Bundesamts für Gesundheit haben
prominente Vorläufer: Im Jahr 1650
erliess der Zürcher Rat ein Alkohol-
verbot für die Zeit nach 19 Uhr. Weil
darauf der Alkoholkonsum nament-
lich in den Morgenstunden in die
Höhe schnellte, wurde der Alkohol
in Wirtshäusern gänzlich verboten.
Nach massiven Protesten und Um-
satzeinbrüchen wurde das Verbot
1740 wieder gelockert.

Wenn die Bundesverwaltung nun
ein Alkohol-Verkaufsverbot an Tank-
stellen für die Zeit nach 21 Uhr for-
dert, erinnert dies fatal an die Rege-
lungen im alten Zürich. Wann folgt
wohl das staatliche Alkoholverbot in
Wirtshäusern? Und haben wir bald
wieder ein Ausgangsverbot für Min-
derjährige – ein Verbot, das bereits
1571 erlassen (und später wieder ab-
geschafft) wurde? Dass Politiker mei-
nen, für jedes Problem ein Gesetz
schaffen zu müssen, ist ein bekann-
tes Ärgernis. Dass viele Bürger froh
sind, wenn ihnen jemand Anweisun-
gen gibt, ist aber ebenso unerfreulich.

Dieses Spannungsfeld zwischen
Freiheit und Sicherheit ist uralt. Be-
reits im Mittelalter suchten zahlrei-
che Bauern eine Alternative zum
mühseligen und risikoreichen Leben
auf der Zürcher Landschaft. Sie be-
warben sich bei der Zürcher Frau-
münster-Abtei als Dienstleute. Dort
verloren sie zwar ihre Freiheiten,
doch sie hatten eine feste Unter-
kunft, ein geregeltes Einkommen
und einen sicheren Arbeitsplatz.
Zweihundert Jahre später ging die
Abtei unter. Zürich wurde von
Handwerkern regiert, die nach Frei-
heit strebten. Lernen wir aus diesen
Ereignissen – gerade am Sechseläu-
ten-Wochenende!
* Gregor A. Rutz ist Kommunikationsberater
und ehemaliger Generalsekretär der SVP.

Rutz

Skyguide, der geknebelte Monopolist
Der Bund schreibt der Flug-
sicherung Skyguide sehr
genau vor, was sie zu leisten
hat. Für die nötige Finanzie-
rung sorgt er jedoch nicht.

Oliver Steimann

Flugsicherung ist ein abstraktes,
für den Konsumenten unsichtbares
Produkt. Als Passagier geht man da-
von aus, dass es die Piloten sind,
welche dafür sorgen, dass ein Flug-
zeug sicher von A nach B gelangt.
Doch das ist nur die halbe Wahrheit.
Was den Verkehr auf den grossen
Luftstrassen betrifft, sind die Leute
im Cockpit nämlich weitgehend
«blind». Deshalb sind sie hauptsäch-
lich damit beschäftigt, ihren Bord-
computer mit jenen Vorgaben zu
Flugrichtung und -höhe zu füttern,
die ihnen die Fluglotsen zuweisen.

Welch fatale Folgen es haben
kann, wenn das Produkt Flugsiche-
rung für einmal nicht in der ge-
wohnten Qualität geliefert wird, hat
der «Fall Überlingen» vor wenigen
Jahren aller Welt vor Augen geführt.
Die Sicherheit am Himmel hat ihren
Preis, und auch in wirtschaftlich
schwierigen Zeiten dürfen bei ihr
keine Abstriche gemacht werden.

Umfassender Leistungsauftrag
Skyguide ist zwar als Aktienge-

sellschaft organisiert, doch zu über
99 Prozent im Besitz des Bundes.
Dieser definiert auch den umfassen-

den Leistungskatalog, den das Unter-
nehmen zu erfüllen hat. Im Sinne ei-
nes Service public muss Skyguide für
eine störungsfreie Abwicklung des zi-
vilen und militärischen Luftverkehrs
sorgen. Und zwar nicht nur auf den
Luftstrassen, sondern auch im An- und
Abflugverkehr auf den zwei Landes-
flughäfen und zwölf Regionalflugplät-
zen. Doch damit nicht genug: Auch
grössere Sektoren des Luftraums über
benachbarten Ländern werden von
Skyguide überwacht, vor allem über
Süddeutschland und den französischen
Alpen. Man würde erwarten, dass die
Flugsicherung im Gegenzug zu diesem
Auftrag auch das Recht erhält, für die
erbrachten Leistungen kostendeckende
Gebühren zu erheben. Doch das ist
nicht der Fall.

Gratisarbeit für Deutschland
Das grösste Loch in der Kasse verur-

sacht der süddeutsche Luftraum. Weil
der intensive Verkehr rund um den
Zürcher Flughafen nicht effizient ge-
lenkt werden könnte, wenn ab der
Landesgrenze die deutsche Flugsiche-
rung (DFS) zuständig wäre, verwaltet
Skyguide den Himmel bis nach Frei-
burg und Sigmaringen. Für Überflüge
in diesem Bereich bezahlen die Flugge-
sellschaften die übliche Gebühr, doch
fliesst diese seit jeher in die Kasse der
DFS. Und es geht hier keineswegs um
vernachlässigbare Summen: Im ver-
gangenen Jahr waren es rund 40 Mil-
lionen Franken, die Skyguide trotz ge-
leisteter Arbeit nicht einziehen durfte.

Dieses gravierende Problem lässt
sich nur politisch lösen. Doch eine un-
selige Verknüpfung der Abgeltungsfra-

ge mit dem Fluglärmstreit hat eine Ei-
nigung in weite Ferne rücken lassen.
Es ist deshalb verständlich, dass Sky-
guide-CEO Daniel Weder vom Bund
die Ertragsausfälle ersetzt haben möch-
te, bis Berlin endlich einlenkt.

Dem Bund fehlt das Geld
Das Anliegen stösst in Bern prinzi-

piell auf Verständnis. Doch ob der
Bundesrat einer entsprechenden Geset-
zesänderung zustimmt, ist ungewiss.
Mit Verweis auf die ohnehin schon an-
gespannte Lage hat die eidgenössische
Finanzverwaltung offenbar bereits ab-
gewinkt.

Auch eine zweite
politische Baustelle
bereitet der Flugsi-
cherung grosses
Kopfzerbrechen. Es
ist ihr nämlich nicht
möglich, auf den
vielen, kaum von
grossen Maschinen
frequentierten Re-
gionalflugplätzen kostendeckend zu ar-
beiten. Die Preise, die sie den Nutzern
hier abverlangen müsste, würden so-
gar die grössten Flieger-Enthusiasten
vergraulen. Die Unterdeckung beträgt
jährlich rund 25 Millionen Franken.

Angleichung an Europa
Auch diesen Fehlbetrag möchte Sky-

guide nicht länger einfach hinnehmen
müssen. Mittels Verfassungsänderung
soll erreicht werden, dass zumindest
ein Teil der Einnahmen aus der Kero-
sinbesteuerung künftig für diese Auf-
gaben verwendet werden können.
Auch hier ist der Erfolg jedoch unge-

wiss. Würde sich Weder streng an die
Vorgaben halten, müsste er die Tarife
längst massiv anheben. Der Bund
schreibt ihm nämlich vor, dass Sky-
guide kostenneutral zu arbeiten hat –
sowohl Gewinne als auch Verluste
müssen den Kunden weitergegeben
werden. Doch diese Finanzierungslö-
sung ist überholt und nicht länger trag-
bar. Denn obwohl das Unternehmen in
seinem Geschäftsfeld über ein klassi-
sches Monopol verfügt, kann ihm sei-
ne Wettbewerbsfähigkeit nicht egal
sein.

Die seit Jahren vorangetriebene
Vereinheitlichung des
europäischen Luft-
raums bringt es mit
sich, dass sich Sky-
guide neu positionie-
ren und für den inter-
nationalen
Wettbewerb rüsten
muss. Die zukünftige
Luftraumstruktur soll
nämlich nicht nur

mehr Effizienz, sondern auch Kosten-
vorteile bringen. Mit einer Gebühren-
erhöhung würde Skyguide im Poker
um die künftige Verteilung der Luft-
raumsektoren bestimmt keine besse-
ren Karten erhalten.

Bis der Himmel über Europa tat-
sächlich neu organisiert wird, kann
der Bund seiner Tochter wohl kaum
mehr unternehmerische Freiheiten zu-
gestehen. Doch er sollte dringend da-
für sorgen, dass Leistungsauftrag und
Einnahmequellen ins Gleichgewicht
kommen. Denn einschneidende Spar-
übungen kann sich Skyguide nach
«Überlingen» nicht mehr leisten.

Thema

Die heutige Finan-
zierungslösung ist
überholt und nicht
länger tragbar.


